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Vorwort

In diesem Jahr feiert die UN-Behindertenrechts-

konvention ihr zehnjähriges Jubiläum in Deutsch-

land. „Wer Inklusion will, sucht Wege, wer sie 

nicht will, sucht Begründungen“ – mit diesem 
von Hubert Hüppe, dem Bundesbeauftragten für 
die Belange behinderter Menschen von 2009 
bis 2013, geprägten Slogan lässt sich die erste 
Umsetzungsdekade der UN-Behindertenrechts-
konvention in Deutschland trefflich charakteri-
sieren. Denn in den letzten zehn Jahren sind in 
Bund, Ländern und Gemeinden viele Wege zur 
Inklusion gesucht und gefunden worden. Viele 
Menschen aus Politik, verschiedenen Professi-
onen, aus der Zivilgesellschaft, darunter nicht 
zuletzt viele Frauen, Männer und Kinder mit 
Behinderungen, haben die Ziele der UN-Behinder-
tenrechtskonvention als individuelles wie gesell-
schaftspolitisches Anliegen kreativ und mit Erfolg 
verfolgt. Deshalb hat sich Deutschland positiv 
verändert. 

Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte zieht mit dem vorliegenden Bericht eine 
Zwischenbilanz. In neun Kapiteln wird zu jeweils 
ein bis zwei Themenschwerpunkten der Sach-
stand ermittelt, positive Entwicklungen werden 
beispielhaft aufgezeigt. Der Bericht benennt 
darüber hinaus auch die Desiderate, arbeitet 
aktuelle Aufgaben heraus und stellt Elemente 
des Umsetzungs programms der kommenden 
Dekade zusammen. Die Kapitel schließen 
jeweils mit Empfehlungen, die Politik und andere 
Akteure zu Diskussionen und weiterführenden 
Schritten anregen sollen. 

So sehr es in den ersten zehn Jahren der Umset-
zung gelungen ist, praktische Erfolge zu erreichen, 
weiterführende Entscheidungen und Maßnahmen 
zu treffen oder gar bei Menschen Begeisterung für 
die Inklusion zu wecken, so sind auch zahlreiche 
gesellschaftliche Widerstände zutage getreten. 
Sicherlich gibt es auch andere politische Ziele als 
die Inklusion, die die Politik berücksichtigen musste 
und muss. Aber es wurden eben immer wieder 
auch „Begründungen“ im Sinne von Vorwänden 
angeführt, die eine weiterreichende Entwicklung 
zu mehr Inklusion in Deutschland unnötig und eher 
grundlos erschwert und verhindert haben. 

Die Bilanz nach zehn Jahren Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention fällt also 
gemischt aus: Sie erlaubt es, das Erreichte zu 
feiern und es mit der Hoffnung zu verbinden, dass 
Mut und Tatkraft die zweite Umsetzungsdekade 
prägen werden. 

Denn das erste Jahrzehnt zeigt: Es lohnt sich für die 
Politik, dem Umbau der Gesellschaft hin zur inklu-
siven Gesellschaft eine hohen Stellenwert zu geben 
und sich für die Gewährleistung gleicher Rechte 
von Menschen mit Beeinträchtigungen mit Kraft 
und Expertise einzusetzen. Inklusion überall und 
von Anfang an macht unsere Gesellschaft gerechter 
und humaner, weil sie jedem Menschen ermöglicht, 
sein Potential voll zu entfalten, an allen Lebensbe-
reichen teilzuhaben und sie mitzugestalten. Gegen 
Ausgrenzung und Abwertung setzt Inklusion die 
Anerkennung der menschlichen Vielfalt und der 
Selbstbestimmung jedes Menschen, ohne die eine 
freiheitliche Gesellschaft nicht bestehen kann.
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Direktorin des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte
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Zusammenfassung

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist seit dem 
26. März 2009 in Deutschland für alle staatlichen 
Stellen rechtsverbindlich und damit eine wichtige 
Richtschnur politischen Handelns für Bund, Länder 
und Kommunen. Zum zehnjährigen Jubiläum des 
Inkrafttretens der Konvention in Deutschland zieht 
die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte im vorliegenden Bericht Bilanz: Wie steht 
es um die Umsetzung der Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in Deutschland? Welche 
Fortschritte sind zu verzeichnen und wo tun sich 
weiterhin schwerwiegende Probleme auf?

Der Bericht befasst sich mit neun Themenfel-
dern, die die Alltagsgestaltung von Menschen mit 
Behinderungen stark berühren (Wohnen, Mobilität, 

Bildung und Arbeit), ihre Persönlichkeitsrechte 
betreffen (gleiche Anerkennung vor dem Recht, 
Wahlrecht, Gleichstellungsrecht) sowie mit der 
Frage, inwiefern die deutsche Politik im In- und 
Ausland die Umsetzung der Konvention syste-
matisch mitdenkt (Aktionspläne zur UN-BRK, 
Inklusion in der Entwicklungszusammenarbeit). 
Die Kapitel stellen jeweils die völkerrechtlichen 
Verpflichtungen aus der UN-Konvention dar, um 
anschließend den Umsetzungsstand in Deutsch-
land zu bewerten. Jedes Kapitel zeigt gute Bei-
spiele auf und schließt mit Empfehlungen, wie die 
Menschenrechte bei politischen Entscheidung 
und konkreten Maßnahmen stärker berücksichtigt 
werden können. Ein Fazit am Ende des Berichts 
bewertet die zurückliegende Umsetzungsdekade in 
einer Gesamtschau.
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1 Einleitung

1 Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.12.2006; veröffentlicht im Bundesgesetzblatt 

(BGBl. 2008, II S. 1420) und ratifiziert mit Wirkung zum 26.03.2009.

2 Kotzur / Richter (2012), S. 81–92.

3 Statistisches Bundesamt (2018a), S. 5–6.

4 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2013), S. 8, 44.

5 Vgl. Bielefeldt (2009).

Vor zehn Jahren, am 26. März 2009, trat die 

UN-Behindertenrechtskonvention
1
 (UN-BRK) in 

Deutschland in Kraft und wurde damit Teil der 

deutschen Rechtsordnung.
2
 Die UN-Konvention ist 

für alle staatlichen Stellen verbindlich. Bund, Län-

der und Gemeinden müssen sich in allen Maßnah-

men, die Menschen mit Behinderungen berühren, 

an sie halten (siehe Artikel 4 UN-BRK). Mehr noch, 

besteht der staatliche Auftrag darin, die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen politisch aktiv 

zu fördern und umzusetzen. Damit verpflichtet die 

UN-Konvention die Politik zu einer Neuausrichtung 

ihrer behindertenpolitischen Vorhaben: Menschen 

mit Behinderungen sollen nicht länger als Für-

sorge-Objekte betrachtet werden und von damit 

verbundenen passiven Rollen befreit werden. Sie 

sollen vielmehr als Träger_innen von Menschen-

rechten anerkannt werden, die in allen Bereichen 

des Lebens mit dem Recht ausgestattet sind, 

von Anfang an dabei zu sein und aktiv teilhaben 

zu können. Wichtig ist auch das  Empowerment 

von Menschen mit Behinderungen selbst. Kern-

prinzipien der UN-BRK sind Autonomie und 

Selbstbestimmung sowie Inklusion, das heißt das 

gleichberechtigte Miteinander von Menschen mit 

und ohne Behinderungen.

In Deutschland sind rund 9,4 Prozent der Bevöl-

kerung, also 7,8 Millionen Menschen, amtlich als 

schwerbehindert anerkannt.
3
 Zu den Menschen 

mit Behinderungen zählt die UN-BRK darüber 

hinaus auch nicht als schwerbehindert anerkannte 

Personen, etwa Menschen mit langfristigen chro-

nischen Erkrankungen, psychischen oder anderen 

Beeinträchtigungen, die auf gesellschaftliche Bar-

rieren stoßen und deren Teilhabechancen dadurch 

reduziert sind (vgl. Artikel 1 UN-BRK). Das neue 

menschenrechtliche Verständnis von Behinderung 

lautet: „Man ist nicht behindert, sondern man 

wird behindert.“ Behinderungen entstehen etwa 

aus einer fehlenden Unterstützung, aus verzöger-

ter Rehabilitation, aus der Versagung geeigneter 

Hilfsmittel, aus dem fehlenden Zugang zu Infor-

mationen oder aus baulichen Barrieren. Legt man 

dieses Verständnis von Behinderung zugrunde, 

dann erhöht sich der Anteil an Menschen mit 

Behinderungen an der Gesamtbevölkerung auf bis 

zu 25 Prozent.
4
 

Das zehnjährige Jubiläum der UN-BRK ist für die 

unabhängige Monitoring-Stelle UN-Behinderten-

rechtskonvention des Deutschen Instituts für 

Menschenrechte eine gute Gelegenheit, Bilanz zu 

ziehen. Schließlich wurde sie 2009 im Deutschen 

Institut für Menschenrechte – der Nationalen 

Menschenrechtsinstitution Deutschlands – eigens 

mit dem Auftrag eingerichtet, die Umsetzung der 

UN-Konvention in Deutschland konstruktiv wie 

kritisch zu begleiten. Ihr Mandat ergibt sich direkt 

aus der UN-BRK selbst (siehe Artikel 33 Absatz 2 

UN-BRK) und wurde auch im Gesetz über das 

Deutsche Institut für Menschenrechte aufgenom-

men (siehe Seite 89). 

Wo also stehen wir in Deutschland nach zehn 

Jahren Umsetzung der UN-BRK? Welche Fort-

schritte sind zu verzeichnen? Inwieweit wurde 

das Innovationspotential, das der UN-BRK zu 

Beginn der Umsetzungsphase zugeschrieben 

wurde,
5
 genutzt? Welche Aufgaben stehen in der 

anbrechenden Dekade an? Diese Fragen leiteten 
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Die Umsetzung der UN-BRK in Deutschland
Schlaglichter auf die erste Umsetzungsdekade

13. Dezember 2006 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
 beschließt die UN-Behindertenrechtskonvention.

Dezember 2010

Sachsen-Anhalt verankert als erstes  Bundesland das 
Recht auf angemessene Vorkehrungen in seinem Gesetz 

zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen.

März 2011

Das Bundesverfassungsgericht entscheidet, dass die 
 UN-BRK bei der  Auslegung der Grundrechte  berücksichtigt 

werden kann.

Januar 2013

Deutschlandfunk führt das Angebot nachrichtenleicht ein.

Mai 2009 

Die Monitoring-Stelle UN-BRK nimmt ihre Arbeit als 
 unabhängiger Mechanismus nach Art. 33 der UN-BRK auf 

und führt im Dezember 2009 ihre erste Tagung zum 
 Thema  angemessene Vorkehrungen durch. 

Herbst 2009

Strukturen zur innerstaatlichen Durchführung und Über-
wachung nach Art. 33 der UN-BRK werden eingerichtet: 
 Anlaufstelle im BMAS, staatliche Koordinierungsstelle und 
 Inklusionsbeirat beim Bundesbehindertenbeauftragten.

Oktober 2009

Hamburg schafft als erstes Bundesland den Ressourcen-
vorbehalt zum Aufbau der Inklusion in der Schule ab.

26. März 2009

Die UN-BRK tritt in Deutschland in Kraft.

2011

Prof. Dr. Theresia Degener wird deutsches Mitglied   
im UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
 Behinderungen.

Juni 2011

Das Bundeskabinett verabschiedet den Nationalen 
 Aktionsplan 1.0 zur Umsetzung der UN-BRK.

Mai 2013

Das BMAS führt zum ersten Mal und seitdem jährlich die 
 Inklusionstage durch.

2013—2014

Die Bayerische Staatsregierung erarbeitet das  Programm 
 Bayern barrierefrei 2023. 

2014

Baden-Württemberg schafft hauptamtliche Stellen für 
 Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
in Städten und Landkreisen.

2014

Das BMZ beauftragt DEval mit der externen Evaluierung des 
BMZ-Aktionsplans.

März 2010

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz verabschiedet als erstes 
Bundesland einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK.

2013

Die Aktion Mensch beginnt mit der jährlichen Herausgabe 
des  Inklusionsbarometers für den Bereich Arbeit. 

August 2013

Der erste Teilhabebericht der  Bundesregierung über die 
 Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen in 
Deutschland wird veröffentlicht.

April 2013

Der Europäische Gerichtshof passt in einer  Leitentscheidung 
die  Auslegung des Begriffs  „Behinderung“ dem  Verständnis 
der UN-BRK an.

2014

Sachsen-Anhalt beauftragt die Monitoring- Stelle UN-BRK 
mit der Überprüfung des Landesrechts im Sinne der 

 UN-BRK.

Januar 2013

Das neue Personenbeförderungsgesetz verpflichtet zu 
 vollständiger Barrierefreiheit im Öffentlichen Personen-

nahverkehr bis 01.01.2022.
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2015

Nordrhein-Westfalen führt als Ergänzung zur  Arbeitshilfe  
Inklusive Gemeinwesen Planen den Inklusionskataster ein.

Mai 2015

Der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
 Behinderungen spricht im Anschluss an das erste 

 Staatenprüfverfahren mehr als 60 Empfehlungen zur 
 Umsetzung der  Konvention in Deutschland aus.

Juni 2016

Das Erste allgemeine Gesetz zur  Stärkung der Sozialen Inklusion 
in Nordrhein-Westfalen wird verabschiedet, einschließlich der 

Regelung zur Wahrnehmung eines Monitorings durch das 
DIMR in NRW (§ 11 Inklusionsgrundsätzegesetz).

Juli 2016

Das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) wird 
 auf Bundesebene reformiert.

Oktober 2014

Inklusion wird in Schleswig-Holstein erstmals als neue 
Staats zielbestimmung in eine Landesverfassung auf-
genommen.

März 2015

Die Hochschulrektorenkonferenz und die Kultus minister-
konferenz verabschieden gemeinsam die Empfehlung 
 Lehrerbildung für eine Schule der Vielfalt.

Juni 2016

Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein schaffen   
als erste Bundesländer die Wahlrechtsausschlüsse von 
Menschen unter Betreuung in allen Angelegenheiten ab.

Juni 2016

Das Bundeskabinett verabschiedet den Nationalen 
 Aktionsplan 2.0 zur Umsetzung der UN-BRK.

Dezember 2016

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) wird verabschiedet.

Februar 2019

Die Monitoring-Stelle UN-BRK trifft sich zum 30. Mal zu 
 Konsultationen mit den Organisationen von Menschen mit 
 Behinderungen.

Juni 2018

Das BMJV eröffnet den Reformprozess zur Stärkung  
des Selbstbestimmungsrechts im Betreuungsrecht mit 
 einer interdisziplinär  besetzten Diskussionsrunde.

Dezember 2016

Die Bundesregierung veröffentlicht den Zweiten 
 Teil habe bericht über die Lebenslagen von Menschen   

mit Beeinträch tigungen in Deutschland.

2017

Das BMAS beauftragt das Institut für angewandte Sozial -
wissenschaft (infas) mit der Durchführung einer Repräsenta-
tivbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen.

Januar 2017

Die Stiftung Anerkennung und Hilfe nimmt ihre Arbeit auf.

Dezember 2016

Brandenburg überarbeitet seinen Aktionsplan 
 (Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket 2.0)   
im Lichte der UN-Empfehlungen. 

16. Mai 2017

Die Technische Universität Dresden – als eine von mehreren 
deutschen Universitäten – verabschiedet einen Aktionsplan 

zur Umsetzung der UN-BRK.

Herbst 2018

Das zweite Staatenprüfverfahren Deutschlands vor dem 
UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 

 Behinderungen beginnt.

Februar 2019

Das Bundesverfassungsgericht erklärt den Ausschluss von 
Menschen unter Betreuung in allen Angelegenheiten und von 
wegen Schuldunfähigkeit in einem psychiatrischen Kranken-

haus untergebrachten Straftäter_innen für verfassungswidrig.

April 2014

Der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
 Behinderungen entscheidet erstmals über eine Individual-

beschwerde aus Deutschland (Fall Gröninger) und stellt 
 einen Konventionsverstoß fest.
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2 Das Recht auf Wohnen

9 UN, Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (2015), Ziff. 41, 42b, 42c.

10 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2017d), Ziff. 27.

Das Menschenrecht auf Wohnen und Leben in 
der Gemeinschaft ist von besonderer Bedeu-
tung für ein selbstbestimmtes Leben. Wo ein 
Mensch wohnt und seinen Lebensmittelpunkt hat, 
bestimmt über seine Möglichkeiten, am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben. 

Auch zehn Jahre nach Inkrafttreten der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK) können 
viele Menschen mit Behinderungen nicht selbst-
bestimmt wohnen. Statt in einer eigenen Wohnung 
leben sie in isolierenden Großeinrichtungen oder 
sind von ihrer Familie abhängig. Das liegt unter 
anderem daran, dass deutschlandweit bezahlba-
rer barriere freier Wohnraum, personenzentrierte 
Unterstützungsangebote sowie inklusive Sozial-
räume fehlen.

2.1 Menschenrechtliche 
Vorgaben

Jeder Mensch hat das Recht auf Wohnen und 
einen angemessenen Lebensstandard – dieses 
Recht wurde 1966 im Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(UN-Sozialpakt) festgeschrieben (Artikel 11 UN- 
Sozialpakt). Die UN-BRK konkretisiert in Artikel 19 
(Unabhängige Lebensführung und die Einbezie-
hung in die Gemeinschaft) das Recht auf Wohnen 
für Menschen mit Behinderungen: Menschen mit 
Behinderungen dürfen nicht gegen ihren Willen 
gezwungen werden, in besonderen Wohnformen 
zu leben. Stattdessen müssen sie unabhängig 
von der Art oder Schwere ihrer Beeinträchtigung 
gleichberechtigt mit anderen ihren Wohnort 
selbstbestimmt wählen können (Artikel 19 Buch-
stabe a)). Die UN-BRK macht konkrete Vorgaben 
dazu, wie dieses Wahlrecht umzusetzen ist. Als 

Alternative zu den traditionellen Großeinrichtungen 
müssen inklusive Wohnformen für Menschen mit 
Behinderungen verfügbar gemacht werden. Dazu 
sollen flächendeckend personenzentrierte Unter-
stützungsdienste bereitgestellt werden (Artikel 19 
Buchstabe b)). Gleichzeitig muss ein inklusiver und 
barrierefreier Sozialraum geschaffen werden, in 
dem Dienstleistungen der Allgemeinheit gleicher-
maßen von Menschen mit und ohne Behinderungen 
genutzt werden können (Artikel 19 Buchstabe c)). 
Das Recht auf Wohnen steht in engem Bezug zu 
den Verpflichtungen der Zugänglichkeit (Artikel 9 
UN-BRK), insbesondere im Hinblick auf den barri-
erefreien Wohnungsbau sowie quartiersbezogene 
Dienstleistungen und Angebote.

Die UN-BRK verpflichtet staatliche Stellen zur 
Deinstitutionalisierung: Sie müssen dafür sorgen, 
dass institutionalisierte Wohnformen schrittweise 
zugunsten anderer Wohnformen, die Menschen 
mehr Selbstbestimmung und eine unabhängige 
Lebensführung gewährleisten, abgebaut wer-
den. Dies betonte auch der UN-Ausschuss für 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen im 
Rahmen der ersten Staatenprüfung der Bundesre-
publik im Jahr 2015. Besorgt über den hohen Grad 
an Institutionalisierung und den Mangel an alter-
nativen Wohnformen in Deutschland empfahl er, 
mehr Finanzmittel für diesen Veränderungs prozess 
bereitzustellen, ambulante Dienstleistungen 
auszubauen sowie den Zugang von Menschen mit 
Behinderungen zu Programmen und Leistungen 
zum Leben in der Gemeinschaft zu verbessern.9 
Ziel müsse es sein, Menschen mit Behinderungen 
die Entscheidung und Kontrolle über das eigene 
Leben sowie Inklusion und soziale Teilhabe zu 
ermöglichen, so der UN-Ausschuss auch 2017 
in seiner Allgemeinen Bemerkung zum Recht auf 
unabhängige Lebensführung.10 
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2.2 Umsetzung des Rechts 
auf Wohnen in Deutschland

In Deutschland stößt das gemeinsame Leben von 
Menschen mit und ohne Behinderungen im Zeichen 
der Inklusion auf große Akzeptanz.11 Tatsächlich 
hat sich in den letzten zehn Jahren die Anzahl an 
Menschen mit Behinderungen, die in der eigenen 
Wohnung inmitten der Gemeinde ambulant betreut 
werden, nahezu verdoppelt.12 Nichtsdestotrotz steht 
Deutschland bei der Verwirklichung des Rechts auf 
eine unabhängige Lebensführung von Menschen mit 
Behinderungen immer noch vor großen Herausfor-
derungen. Denn im Bereich Wohnen bestehen wei-
terhin Sonderwelten – heute leben mehr Menschen 
mit Behinderungen in stationären Wohneinrichtung 
als bei Inkrafttreten der UN-BRK. 

2.2.1 Barrierefreier Wohnraum
Nimmt man zunächst die Lage auf dem Wohnungs-
markt in den Blick, so fällt auf, dass es deutsch-
landweit an bezahlbarem barrierefreiem Wohnraum 
fehlt. Dies hat zur Folge, dass Menschen mit 
Behinderungen ihren Wohnort nur eingeschränkt 
wählen können und weiter in institutionalisierten 
Wohnformen leben. Es gibt weder Daten dazu, wie 
viele Wohnungen in Deutschland barrierefrei sind, 
das heißt die DIN-Norm zum Bau barrierefreier Woh-
nungen (DIN 18040–2) erfüllen, noch gibt es Zahlen 
zum tatsächlichen Bedarf an barrierefreien Wohnun-
gen. Die Bundes regierung geht jedoch davon aus, 
dass derzeit ein großer Mangel an barrierefreiem 
Wohraum herrscht und der Bedarf, insbesondere 
angesichts der demografischen Entwicklung, stark 
steigen wird.13 

Um die Wohnungsnot von Menschen mit Behin-
derungen auf absehbare Zeit zu beheben, wäre 
es notwendig, Bauherren von Beginn an zu barri-
erefreiem Bauen zu verpflichten. Dies wäre auch 

11 Die Studie von Güllner (2014) zeigt, dass die Akzeptanz allerdings weitaus geringer ausfällt, wenn es um die konkrete Ausgestaltung 

dieses abstrakten Zieles geht, etwa in Hinblick auf Inklusion in der Schule oder im Arbeitsleben. Vgl. ebd., S. 90–92. 

12 Siehe Abb. S. 20.

13 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2016c), S. 259, 282.

14 Vgl. Deutscher Städte- und Gemeindebund / Terragon (2017). 

15 Vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (2018).

16 Vgl. Behindertenbeauftragte aus Bund und Ländern (2018). 

17 Vgl. UN, Office of the High Commissioner for Human Rights (2014), Ziff. 21.

kostengünstiger als der Umbau bereits bestehender 
Wohnungen.14 Ein Blick auf die Bauvorschriften 
auf Länderebene zeigt jedoch, dass diese lediglich 
dazu verpflichten, einen Bruchteil der Wohnungen 
im Neubau barrierefrei zu gestalten (siehe Abb. 
S. 18). Barrierefreiheit wird zudem unterschied-
lich verstanden und bedeutet im Detail häufig, 
dass das Gebäude und auch die Wohnung nicht 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar sind, 
etwa weil nur der Eingangsbereich, aber nicht alle 
Räume barrierefrei sind. Darüber hinaus bestehen 
vielfach Ausnahmeregelungen, die es Bauherren 
erlauben, bei einem behaupteten „unverhältnismä-
ßigem Mehraufwand“ in bestimmten Bereichen auf 
eine barrierefreie Gestaltung zu verzichten. Das 
Bauordnungsrecht wird also derzeit nicht effektiv 
als Instrument für die Schaffung von Wohnraum für 
Menschen mit Behinderungen genutzt. 

Zu würdigen dagegen ist das durch die Bundes-
regierung initiierte Programm Altersgerecht 

Umbauen der Kreditanstalt für Wiederaufbau, das 
Fördermittel zum Abbau von Barrieren im Bestands-
bau bereitstellt. Die Mittel dieses Förderprogramms 
waren jedoch in der Vergangenheit schnell aus-
geschöpft und sollten daher aufgestockt werden. 
Bund, Länder und Kommunen sollten im Rahmen 
der 2018 angekündigten Wohnraumoffensive

15  
gezielt für Barrierefreiheit eintreten. Die Fördermittel 
sollten für die Schaffung von barrierefreiem, unein-
geschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarem Wohnraum 
eingesetzt werden, wie es auch die Behindertenbe-
auftragten aus Bund und Ländern anregen.16

2.2.2 Personenzentrierte 
Unterstützungsangebote 
Um ein unabhängiges Leben in der Gemeinschaft 
führen zu können, müssen auch individuelle, 
personenzentrierte Unterstützungsdienste vorhan-
den sein, die Menschen mit Behinderungen selbst 
kontrollieren können.17 
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